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A
us Anlass der am 22.11.2024 er-
folgten Diskussion des KHVVG 
im Bundesrat, die bei Druckle-

gung dieses Artikels noch nicht erfolgt 
war, hat die DGfM im Vorfeld der Bun-
desratsanhörung eine kurze Stellung-
nahme zur geplanten Krankenhausre-
form abgegeben. Zunächst bleibt 
festzuhalten, dass aus Sicht der Deut-
schen Gesellschaft für Medizincontrol-
ling (DGfM) eine übergreifende Reform 
mit Blick auf die Krankenhausplanung, 
die Finanzierung und den Abbau der 
erdrückenden Bürokratie dringend ge-
boten ist.

Das „Gesetz zur Verbesserung der Ver-
sorgungsqualität im Krankenhaus und 
zur Reform der Vergütungsstrukturen“ 
soll die Grundlagen für eine nachhalti-
ge Verbesserung der Krankenhausver-
sorgung in Deutschland schaffen.

Ziele sind die:
1. Sicherung und Steigerung der Be-

handlungsqualität
2. Gewährleistung einer flächende-

ckenden medizinischen Versorgung 
für Patientinnen und Patienten

3.  Steigerung der Effizienz in der Kran-
kenhausversorgung

4. Entbürokratisierung

Zur Erreichung der Ziele soll als ein 
zentrales Element, die sog. Vorhalte-
vergütung, eingeführt werden. Eine 
Vorhaltevergütung dient dem Wortlaut 
nach dazu, eine bedarfsnotwendige 
Struktur unabhängig von deren Inan-
spruchnahme prospektiv zu finanzie-
ren. Seitens der DGfM, die sich seit 
Jahren intensiv mit Vergütungssyste-
men im Krankenhaus auseinander-
setzt, bestehen begründete Zweifel, 

dass die gewünschten Ziele durch das 
Gesetz erreicht werden können. Bei 
näherer Betrachtung unter der Frage-
stellung, welche Auswirkungen und 
welche Anreize die Folge des Gesetzes 
sein werden, zeigen sich erhebliche 
Mängel und potenzielle Risiken. Das 
Gesetz wird negative Auswirkungen 
auf die Krankenhauslandschaft und 
die medizinische Versorgung insge-
samt haben.

Die Hauptkritikpunkte sind:

1. Mangelnde Planbarkeit und Unsi-

cherheit bei der Auszahlung der Vor-

haltefinanzierung

Durch die Vorhaltefinanzierung soll si-
chergestellt werden, dass Kliniken un-
abhängig von ihrer Fallzahl eine 
Grundfinanzierung erhalten. Ungere-
gelt ist im Gesetz, wann diese Vorhalte-
finanzierung tatsächlich ausgezahlt 
werden soll. Im Gesetzentwurf sind 
weder der Zahlungszeitpunkt noch die 
exakte Definition der Höhe des Bud-
gets mangels bekannter inhaltlicher 
Leistungsgruppendefinition und Zu-
ordnungskriterien definiert. Eine ver-
lässliche Wirtschaftsplanung ist daher 
für das einzelne Krankenhaus nicht 
möglich.

2. Komplexität und Bürokratieaufbau

Durch die steigende Kleinteiligkeit der 
Finanzierungsregelungen (Leistungs-
gruppen, Vorhaltevergütung, Pflege-
budget, Rest-DRG-Vergütung) erhöht 
sich der Dokumentations- und Nach-
weisaufwand für die Krankenhäuser er-
heblich. Ergänzend ist der Bezug zum 
Medizinforschungsgesetz zu beachten, 
in dem die Zuordnung ärztlicher Leis-
tung zu den Leistungsgruppen festge-

schrieben wurde. An dieser Stelle sei 
erneut auf den weiterführenden Artikel 
von Dr. Ulf Dennler („Entbürokratisie-
rung  Fehlanzeige, KU Special Medi-
zincontrolling 2024, S. 2–5) zum Doku-
mentationsaufwand verwiesen.

Durch den zusätzlichen Dokumentati-
onsaufwand wird die Personalbindung 
von ärztlichem und pflegerischem Per-
sonal zu Ungunsten der Patientenver-
sorgung verschärft. Die Einführung der 
Leistungsgruppen führt so insgesamt 
zu zusätzlichen Prüfungen der Struk-
turqualität je Leistungsgruppe in den 
Krankenhäusern und im Zusammen-
hang mit dem Medizinforschungsge-
setz zur Notwendigkeit einer detaillier-
ten Erfassung der ärztlichen Leistung. 
Statt einer Entbürokratisierung ist da-
mit ein deutlicher Bürokratieaufbau 
verbunden. 

3. Das Gesetz wirkt dem Trend der 

Ambulantisierung entgegen

Zum Erreichen eines möglichst großen 
Vorhaltebudgets sind hohe stationäre 
Fallzahlen notwendig.Das schafft Fehl-
anreize für eine stationäre Behandlung 
und steht damit im Widerspruch zu 
den gleichzeitigen Bestrebungen zur 
Ambulantisierung. Das Gesetz wirkt 
folglich dem allgemeinen Trend zur 
Ambulantisierung entgegen.

4. Gefährdung ganzer medizinischer 

Fachgebiete, insbesondere Fächer 

mit aufwendiger Pflege oder sehr ho-

hen Sachkosten

Fachdisziplinen mit aufwendiger Pfle-
ge oder sehr hohen Sachkosten wer-
den aufgrund der bisher bekannten 
Rechenregeln für das Vorhaltebudget 
in ihrer Finanzierung massiv benach-

Kritische Stellungnahme zum „Gesetz zur 
Verbesserung der Versorgungsqualität im Krankenhaus 
und zur Reform der Vergütungsstrukturen (KHVVG)“ 

Prof. Dr. Erika Raab

Tel. 0 62 05 / 304 39 10, Fax 0 62 05 / 304 39 19, www.medizincontroller.de, auskunft@medizincontroller.de

DGfM

DEUTSCHE GESELLSCHAFT FÜR
MEDIZINCONTROLLING E.V.

Geschäftsstelle
Obere Hauptstraße 23/68766 Hockenheim

D
G
FM



teiligt. Betroffen sind davon insbeson-
dere die Kinderheilkunde und die Ger-
iatrie/Altersmedizin. In diesen Fach-
disziplinen liegt die Vorhaltevergütung 
größtenteils unter zehn Prozent, ob-
wohl gerade hier eine Vorhaltevergü-
tung existenzsichernd ist. Weiterfüh-
rend zu dieser Thematik stellt die 
DGfM auf ihrer Homepage das Gut-
achten von unserem Mitglied Nicole 
Eisenmenger zur Verfügung.

Entökonomisierung findet nicht statt

Die Aussage, dass die Vorhaltevergü-
tung fallzahlunabhängig erfolgt, ist 
falsch. Die Annahme, dass durch die 
Vorhaltefinanzierung 60 Prozent der 
Vergütung abgebildet werden, ist 
falsch. Diese Angabe bezieht sich nur 
auf einen Zwischenwert der Berech-
nung. Tatsächlich werden durch-
schnittlich 20 % als Vorhaltung vergü-
tet. Auch hier sei auf das auf der 
Homepage der DGfM veröffentlichte 
Gutachten zur Systematik der Vorhal-
tevergütung von Nicole Eisenmenger 
verwiesen, welches auf der Homepage 
der DGfM zu finden ist.

Eine Entökonomisierung findet somit 
nicht statt. Es verbleibt im Wesentli-
chen eine Finanzierung durch Fallpau-

schalen. Zugleich erhöht sich erneut 
der ökonomische Druck durch die not-
wendige Fallsteuerung im Rahmen der 
Vorhaltebudgets und der Leistungs-
gruppen.

5. Keine Instrumente zur Behebung 

der bereits vorhandenen Unterfinan-

zierung

Im Gesetz finden sich keine Finanzie-
rungsinstrumente für die bestehende 
Unterfinanzierung der Krankenhäuser 
bis einschließlich 2024. Die vorgesehe-
ne Krankenhausreform wirkt, wenn 
überhaupt und wirtschaftlich kaum 
planbar, in die Zukunft.

Empfehlung der DGfM
Aus Sicht der DGfM besteht deutlicher 
Anpassungsbedarf. Die DGfM empfahl 
dem Bundesrat, den Vermittlungsaus-
schuss anzurufen und insbesondere in 
den aufgezeigten Punkten nachzubes-
sern.

Anmerkung zur 
Auswirkungsanalyse 
Neben diesen Hauptkritikpunkten am 
KHVVG ist vor allem die fehlende ent-
sprechende Auswirkungsanalyse als 

schwerwiegender Mangel zu sehen. 
Angesichts des fehlenden zertifizierten 
Groupers des InEK zur Leistungsgrup-
pensystematik sowie bislang nur grob 
bekannter Struktur- und Abgrenzungs-
kriterien zur inhaltlichen Differenzie-
rung der jeweiligen Leistungsgruppen 
ist zu hinterfragen, wie zum derzeiti-
gen Zeitpunkt eine seriöse Folgenab-
schätzung vorgenommen werden 
konnte. Gerade weil Details der Kran-
kenhausreform erst künftig in Rechts-
verordnungen geregelt werden sollen, 
ist die Aussage zu den Auswirkungen 
des Gesetzes ein Blick in die Glaskugel. 
■
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